
hrrf.de

Rechtsprechungsübersicht Mai 2024

Materielles Flüchtlingsrecht
Keine generellen Abschiebungsverbote für Gambia: Die 
humanitären Verhältnisse in Gambia rechtfertigen bei einem 
erwerbsfähigen, jungen und gesunden Mann regelmäßig 
nicht die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 
Abs. 5 AufenthG i. V. m. Art. 3 EMRK, meint der Verwaltungs-
gerichtshof Mannheim in seinem Urteil vom 24. April 2024 
(Az. A 13 S 1931/23). Gambia zähle zwar zu den am wenigs-
ten entwickelten Ländern der Welt und habe mit strukturellen 
Nahrungsmitteldefiziten zu kämpfen, dies bedeute aber 
noch nicht, dass deshalb Rückführungen nach Gambia, ins-
besondere in die Hauptstadt Banjul, in Anwendung von § 60 
Abs. 5 AufenthG in Verbindung mit Art. 3 EMRK generell aus-
geschlossen wären. Vielmehr sei unter Berücksichtigung al-
ler Umstände des Einzelfalls zu prüfen, wie sehr die allge-
meine Lage in Gambia den jeweiligen Kläger persönlich 
betreffen würde. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in sei-
nem Urteil außerdem zur Wahrscheinlichkeit einer strafrecht-
lichen Verfolgung oder Inhaftierung wegen Desertion geäu-
ßert, die bei Militärangehörigen, die vor dem Machtwechsel 
2017 aus dem Militärdienst desertiert seien, nach gegenwär-
tiger Erkenntnislage ohne das Hinzutreten besonderer Um-
stände nicht beachtlich sei.

Schleusen von Ausländern ist kein Terrorismus: Bei ei-
nem Mitglied eines Schleuserrings lässt sich nicht in ver-
gleichbarer Weise wie bei einem Mitglied einer terroristi-
schen Vereinigung annehmen, dass er den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwidergehandelt und 
damit den Tatbestand des in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AsylG 
geregelten Ausschlussgrundes erfüllt hat, sagt das Verwal-
tungsgericht Hannover in seinem Beschluss vom 18. April 
2024 (Az. 12 B 1127/24). Die Rechtsansicht des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge, dass sich die Vereinten Natio-
nen in vergleichbarer Weise wie zum internationalen Terroris-
mus auch zum Phänomen des organisierten und gewerbs-
mäßigen Schleusens von Menschen geäußert hätten, sei 
unzutreffend. Die Anwendung der Ausschlussklausel auf den 
internationalen Terrorismus beruhe auf Resolutionen des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen zu Antiterrormaßnah-
men, entsprechend eindeutige Resolutionen in Bezug auf die 
Handlungen internationaler Schleuserringe habe der UN-Si-
cherheitsrat bisher nicht erlassen.

Verfolgung von Frauen im Iran wegen Verwestlichung:
Frauen aus dem Iran haben in der iranischen Gesellschaft als 
Angehörige der sozialen Gruppe der iranischen Frauen eine 
erhebliche systematische Ungleichbehandlung zu erwarten, 
die bei einer fortgeschrittenen „Verwestlichung“ die Qualität 

einer Verfolgung im Sinne von §§ 3 Abs. 1, 3a Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 6 Alt. 1 AsylG erreichen kann, sagt das Verwaltungsge-
richt Hamburg in seinem Urteil vom 9. April 2024 (Az. 10 A 
5193/23). Frauen hätten in der iranischen Gesellschaft eine 
deutlich abgegrenzte Identität im Sinne von § 3b Abs. 1 Nr. 
4 lit. b) AsylG, da sie von der sie umgebenden männlichen 
Gesellschaft als andersartig betrachtet würden. Im Fall einer 
weiblichen Schutzsuchenden sei ein Anspruch auf Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft nach den § 3 Abs. 1, § 3a 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 6 AsylG dann gegeben, wenn der ge-
schlechtsspezifische Aspekt für sie so bedeutsam für ihre 
Identität oder ihr Gewissen sei, dass die sie im Iran als Frau 
treffenden systematischen Benachteiligungen für sie eine 
schwerwiegende Verletzung ihrer grundlegenden Men-
schenrechte darstellten. Es dürfe ihr, ausnahmsweise und 
einzelfallbezogen, nicht zumutbar erscheinen, sich im Iran 
den dortigen rechtlichen und gesellschaftlichen iranisch-is-
lamischen und Frauen im Vergleich zu Männern benachteili-
genden Regeln zu unterwerfen. Dies sei dann der Fall, wenn 
eine weibliche Schutzsuchende infolge des längeren Aufent-
halts in Europa in einem solchen Maße in ihrer Identität auf-
grund der hiesigen Wertevorstellungen hinsichtlich der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern geprägt wor-
den sei, dass sie entweder nicht mehr in der Lage wäre oder 
es ihr nicht mehr zugemutet werden könne, bei einer Rück-
kehr in den Iran ihren Lebensstil den dort erwarteten Verhal-
tensweisen und Traditionen anzupassen.

Verfolgung von Frauen im Irak wegen Verwestlichung:
Das Verwaltungsgericht Braunschweig geht in seinem Urteil 
vom 4. April 2024 (Az. 2 A 26/21) davon aus, dass einer „ver-
westlichten“ Frau im Irak aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur 
sozialen Gruppe verwestlichter Frauen landesweit Verfol-
gung droht. Maßgeblich für die Verwestlichung einer Asylsu-
chenden sei die Frage, inwiefern sie bereit sei, patriarchali-
sche Rollenvorstellungen zu akzeptieren und sich sowohl 
ihrem Partner als auch anderen Männern unterzuordnen. Für 
eine Verwestlichung sprächen der Wille zu einer selbstbe-
stimmten Lebensführung, die Offenheit gegenüber anderen 
Kulturen, Religionen und Werten, die Bereitschaft, die eigene 
Meinung auch gegen Widerstände zu verteidigen und das 
Bestreben, sich aktiv in die Gesellschaft einzubringen. Ver-
westlichung könne auch bei verheirateten Frauen und Müt-
tern anzunehmen sein, die Zugehörigkeit zur Glaubensge-
meinschaft der Yeziden wirke auch für verwestlichte 
irakische Frauen gefahrerhöhend, ebenso das Fehlen eines 
schützenden (Groß-)Familienverbandes und prekäre Le-
bensverhältnisse im Herkunftsland.
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Keine Gruppenverfolgung von Kurden oder Aleviten in 
der Türkei: Weder kurdische Volkszugehörige noch Aleviten 
sind in der Türkei wegen ihrer Volkszugehörigkeit bzw. Reli-
gionszugehörigkeit gruppenverfolgt, sagt das Oberverwal-
tungsgericht Bautzen in seinem Urteil vom 6. März 2024 (Az. 
5 A 3/20.A). Es sei nicht ersichtlich, dass kurdische Volkszu-
gehörige allein aufgrund ihrer Anwesenheit in den Kurdenge-
bieten im Osten der Türkei oder im übrigen Staatsgebiet der 
Türkei beachtlich wahrscheinlich gefährdet seien, Opfer 
flüchtlingsschutzrechtlich relevanter Übergriffe zu werden. 
Dies gelte für Aleviten ebenso, weil es auch bei an die alevi-
tische Religionszugehörigkeit anknüpfenden Verfolgungs-
handlungen an der erforderlichen Verfolgungsdichte fehle 
und etwaige Verfolgungshandlungen nur einen kleinen Teil 
der Aleviten beträfen.

Politmalus in der Türkei bei Strafverfahren nach Art. 220 
StGB: Die Strafvorschrift des Art. 220 Abs. 7 des türkischen 
Strafgesetzbuchs (wissentliche und willentliche Hilfe für eine 
kriminelle Organisation) habe als solche zwar keinen Verfol-
gungscharakter, meint das Oberverwaltungsgericht Bautzen 
in seinem Urteil vom 7. Februar 2024 (Az. 5 A 234/19.A), 
nach der türkischen Strafverfolgungspraxis sei aber davon 
auszugehen, dass im Falle eines wegen Verstoßes gegen 
diese Vorschrift geführten Strafverfahrens die Verfolgung 
Unschuldiger bzw. die überharte Strafverfolgung aufgrund 
der tatsächlichen oder dem Beschuldigten vom türkischen 
Staat zugeschriebenen politischen Überzeugung, und damit 
Verfolgung in Gestalt unverhältnismäßiger oder diskriminie-
render Strafverfolgung oder Bestrafung im Sinne von § 3a 
Abs. 2 Nr. 3 AsylG drohe. Ob einer Person, gegen die ein 
Strafverfahren wegen eines Verstoßes gegen diese Vorschrift 
anhängig sei und der deshalb Verfolgung in Gestalt unver-
hältnismäßiger oder diskriminierender Strafverfolgung oder 
Bestrafung im Sinne von § 3a Abs. 2 Nr. 3 AsylG drohe, nach 
der aktuellen Erkenntnismittellage auch Verfolgung in Gestalt 
von Folter oder Misshandlung und damit Verfolgung in Ge-
stalt von Anwendung physischer Gewalt im Sinne von § 3a 
Abs. 2 Nr. 1 AsylG drohe, könne daher offenbleiben.

Menschenrechtsschutz
Griechenland erneut wegen menschenrechtswidriger 
Aufnahmebedingungen verurteilt: Der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte hat in seinem Urteil vom 23. 
Mai 2024 (Az. 65275/19, W.S. gg. Griechenland) erneut eine 
Verletzung der Rechte eines unbegleiteten minderjährigen 
Schutzsuchenden aus Art. 3 EMRK (Verbot der unmenschli-
chen und erniedrigenden Behandlung) durch griechische 
Behörden festgestellt. Der Beschwerdeführer war nach Stel-
lung seines Asylantrags Ende 2019 einige Wochen auf sich 
allein gestellt und somit obdachlos, bevor er für wiederum 
mehrere Wochen auf einer Polizeistation in „Schutzgewahr-
sam“ genommen wurde. Der Gerichtshof habe bereits fest-
gestellt, dass die Staaten an den Außengrenzen der Europä-
ischen Union erhebliche Schwierigkeiten hätten, einen 
wachsenden Strom von Migranten und Asylsuchenden zu 
bewältigen. Angesichts des absoluten Charakters von Art. 3 

EMRK könne dies einen Staat jedoch nicht von seinen Ver-
pflichtungen aus dieser Bestimmung befreien.

Überlebende des Pylos-Unglücks freigesprochen: Ein 
Gericht auf der griechischen Insel Kalamata hat Medienbe-
richten zufolge (siehe etwa hier und hier) die Strafverfahren 
gegen neun Überlebende (die „Pylos 9“) des Pylos-Unglücks 
im Juni 2023 eingestellt und die Angeklagten freigespro-
chen. Das Schiffsunglück, bei dem über 600 Menschen ums 
Leben kamen, hatte sich in internationalen Gewässern ereig-
net, die neun Überlebenden, die über elf Monate in Untersu-
chungshaft verbrachten, waren wegen des Herbeiführen ei-
nes Schiffsunglücks, wegen Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Organisation, wegen Menschenhandels und der 
Beihilfe zur illegalen Einreise angeklagt. In Hinblick auf die 
Tatbestände des Herbeiführen eines Schiffsunglücks und 
wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation ver-
neinte das Gericht einem Medienbericht zufolge die Zustän-
digkeit griechischer Gerichte, die Tatbestände des Men-
schenhandels und der Beihilfe zur illegalen Einreise sah es 
als nicht erfüllt an. Strafrechtliche Ermittlungen gegen die 
griechische Küstenwache laufen derweil noch, der vorge-
worfen wird, für das Unglück mitverantwortlich zu sein.

Klage gegen EU-Türkei-Abkommen eingereicht: Mehrere 
Nichtregierungsorganisationen, darunter die niederländische 
Sektion von Amnesty International, haben den niederländi-
schen Staat im April 2024 wegen seiner Mitwirkung am Ab-
schluss und an der Aufrechterhaltung des EU-Türkei-Ab-
kommens von 2016 verklagt. In dem Abkommen wurde 
vereinbart, dass Asylsuchende, die aus der Türkei auf die 
griechischen Inseln in der Ägäis gelangen, wieder in die Tür-
kei abgeschoben werden sollen, und gleichzeitig für jeden 
von den griechischen Inseln in die Türkei rückgeführten syri-
schen Flüchtling ein anderer syrischer Flüchtling aus der Tür-
kei in der EU neu angesiedelt wird. Der niederländische 
Staat sei für die menschenrechtswidrige Behandlung von 
Schutzsuchenden auf den griechischen Inseln unter ande-
rem deswegen mitverantwortlich, weil die Niederlande zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des EU-Türkei-Abkommens den 
EU-Ratsvorsitz innegehabt hätten und sich als „Architekt“ 
des Abkommens betrachteten, ihr die schwerwiegenden 
Mängel im griechischen Asyl- und Aufnahmesystem be-
wusst gewesen seien und sie in dem Wissen gehandelt hät-
ten, dass es klare Hinweise darauf gab, dass die Türkei beim 
Abschluss des Abkommens die Anforderungen der EU 
selbst an sichere Drittländer nicht erfüllen würde. Die Er-
folgsaussichten der Klage werden derweil eher skeptisch 
beurteilt.

Dublin-Verfahren usw.
Keine Dublin-Überstellung bei rechtzeitiger Antragsrü-
cknahme: Das Verwaltungsgericht Hamburg ruft in seinem 
Beschluss vom 27. Mai 2024 (12 AE 1953/24) mit einem 
(fälschlicherweise § 34 AsylG statt § 34a AsylG zitierenden) 
Leitsatz in Erinnerung, dass der Erlass einer Abschiebungs-
anordnung gemäß § 34a AsylG ausgeschlossen ist, wenn 
der Ausländer seinen einzigen im Dublin-Gebiet gestellten 
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Asylantrag zurückgenommen hat, bevor der für die Prüfung 
dieses Antrags zuständige Mitgliedstaat der Aufnahme des 
Ausländers zugestimmt hat. Dies hatte bereits der Europäi-
sche Gerichtshof in seinem Urteil vom 3. Mai 2012 (Rs. C-
620/10) so entschieden, und zwar mit der Begründung, dass 
der Hauptzweck eines Dublin-Verfahrens, nämlich die Er-
mittlung des für die Prüfung des Asylantrags zuständigen 
Mitgliedstaats, nicht mehr erreicht werden könne.

Keine Dublin-Überstellung nach Asylverfahren in der 
Schweiz: Das Verwaltungsgericht Köln hatte sich in seinem 
Beschluss vom 24. Mai 2024 (Az. 22 L 775/24.A) mit dem im 
Prinzip bekannten Problem zu beschäftigen, dass nicht alle 
Dublin-Staaten, im entschiedenen Verfahren die Schweiz, 
auch (vollständig) am Gemeinsamen Europäischen Asylsys-
tem teilnehmen und dass die Normen des deutschen Asyl-
gesetzes diese Fallgestaltungen nicht wirklich abbilden. Da 
das schweizerische Asylsystem das Institut des subsidiären 
Schutzstatus nicht kenne, liege in einer ablehnenden Ent-
scheidung der schweizerischen Asylbehörde nur eine teil-
weise Ablehnung des Antrags auf internationalen Schutz, 
nämlich nur im Hinblick auf die beantragte Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft. Die Entscheidung der schweizeri-
schen Asylbehörde im konkreten Fall enthalte darum keine 
Ablehnung hinsichtlich der ebenfalls beantragten Zuerken-
nung des subsidiären Schutzstatus, so dass die Schweiz 
„den Antrag“ im Sinne von Art. 18 Abs. 1 lit. d) Dublin III-VO 
bislang nicht vollständig abgelehnt habe und daher nicht zur 
Wiederaufnahme des Antragstellers verpflichtet sei. In sol-
chen vermeintlichen Zweitantragsfällen darf es also gar kei-
ne Dublin-Überstellungen in die Schweiz mehr geben.

Keine systemischen Schwachstellen in Ungarn: In Un-
garn lassen sich keine systemischen Schwachstellen des 
Asylsystems und der Aufnahmebedingungen während des 
Asylverfahrens und im Falle der Zuerkennung internationalen 
Schutzes für gesunde, arbeitsfähige Personen feststellen, 
meint das Verwaltungsgericht Düsseldorf in seinem Be-
schluss vom 15. Mai 2024 (Az. 22 L 764/24.A). Trotz des wei-
terhin geltenden sogenannten „Botschaftsverfahrens“, wo-
nach ein Schutzgesuch in Ungarn erst nach der Abgabe 
einer „Absichtserklärung“ bei der ungarischen Botschaft in 
Belgrad/Serbien oder Kiew/Ukraine gestellt werden darf und 
das der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil vom 22. 
Juni 2023 (Rs. C-823/21) für europarechtswidrig erklärt 
habe, bestehe für Dublin-Rückkehrer die realistische Mög-
lichkeit, den in einem anderen Mitgliedstaat gestellten Asyl-
antrag zur Durchführung eines Asylverfahrens in Ungarn auf-
rechtzuerhalten. Personen, die in Ungarn noch keinen 
Asylantrag gestellt hätten und im Rahmen des Dublin-Ver-
fahrens zurückgeführt würden, müssten bei ihrer Ankunft er-
klären, ob sie beabsichtigen, ihren im überstellenden Land 
gestellten Asylantrag aufrechtzuerhalten. Sei dies der Fall, 
werde das Asylverfahren eingeleitet.

Systemische Mängel in Kroatien: Für im Rahmen eines 
Dublin-Verfahrens nach Kroatien überstellte Schutzsuchen-
de besteht jedenfalls dann die Gefahr, einer Kettenabschie-
bung und damit einer unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung im Sinne von Art. 4 GRCh und Art. 3 EMRK aus-
gesetzt zu sein, wenn die Schutzsuchenden zuvor über Bos-

nien-Herzegowina nach Kroatien eingereist sind, meint das 
Verwaltungsgericht Köln in seinem Beschluss vom 24. April 
2024 (Az. 22 L 691/24.A). Das Verwaltungsgericht verweist 
zur Begründung seiner Ansicht im Wesentlichen auf das aus-
führlich begründete Urteil des Verwaltungsgerichts München 
vom 22. Februar 2024 (Az. M 10 K 22.50479), in dem in einer 
Hauptsacheentscheidung ebenfalls systemische Mängel in 
Kroatien angenommen wurden.

VG Gelsenkirchen bleibt bei seiner Linie zu Italien: Das 
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen führt in seinen beiden Ur-
teilen vom 5. März 2024 (Az. 1a K 4401/23.A) und vom 16. 
April 2024 (Az. 1a K 3659/23.A) die Rechtsprechungslinie 
fort, die es im Februar 2024, nämlich mit Urteil vom 22. Fe-
bruar 2024 (Az. 1a K 3331/23.A) begonnen hatte (siehe aus-
führlich HRRF-Newsletter Nr. 136). Das Gericht geht nach 
wie vor davon aus, dass selbst bei einer hypothetischen Be-
trachtung der Aufnahmebedingungen im Falle einer unter-
stellten Dublin-Überstellung nach Italien systemische Män-
gel anzunehmen wären, daraus folge auch im Einzelfall die 
beachtliche Gefahr einer unmenschlichen oder erniedrigen-
den Behandlung im Sinne von Art. 4 GRCh und Art. 3 EMRK. 
Das Urteil vom 5. März 2024 ist mittlerweile rechtskräftig ge-
worden.

Keine systemischen Mängel in Kroatien für anerkannte 
Schutzberechtigte: Personen, die in Kroatien als internatio-
nal Schutzberechtigte anerkannt worden sind, sind von 
rechtswidrigen Pushbacks nicht betroffen, meint der Verwal-
tungsgerichtshof Kassel in seinem Beschluss vom 6. April 
2024 (Az. 2 A 1129/20.Z.A). Haupthindernis für die Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit in Kroatien sei in der Praxis die 
Sprachbarriere, dabei sei es zumindest jüngeren Personen 
zuzumuten, sich über kostenlose Online-Sprachkurse einen 
Basiswortschatz selbständig anzueignen.

Asylverfahrensrecht
Neues zu den neuen Folgeanträgen: Das Verwaltungsge-
richt Hamburg geht in seinem Beschluss vom 8. Mai 2024 
(Az. 12 AE 1859/24) davon aus, dass seit Inkrafttreten des 
Rückkehrverbesserungsgesetzes vom 21. Februar 2024 ge-
mäß § 71 Abs. 5 Satz 3 AsylG n.F. für Eilrechtsschutz gegen 
eine Ablehnung eines Asylfolgeantrags als unzulässig auch 
bei unterbliebener erneuter Abschiebungsandrohung ein An-
trag (nur) nach § 80 Abs. 5 VwGO auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung der Klage statthaft ist. Außerdem finde 
§ 71 Abs. 1 Satz 1 AsylG n.F. auf einen Asylantrag, den ein 
Ausländer nach bestandskräftiger Ablehnung seines voran-
gegangenen Asylantrags nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG stelle 
(sog. „Anerkannten-Folgeantrag“), keine Anwendung. Unter 
die unanfechtbare Ablehnung eines früheren Asylantrags im 
Sinne dieser Vorschrift fielen bei unionsrechtskonformer 
Auslegung nur solche Entscheidungen, denen eine inhaltli-
che Prüfung und Ablehnung der Asylgründe zugrunde liege. 
Eine Unzulässigkeitsentscheidung nach § 29 Abs. 1 Nr. 5 
AsylG schließlich dürfte grundsätzlich nicht als Unzulässig-
keitsentscheidung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG oder als ab-
lehnende Entscheidung über ein Wiederaufgreifen des ers-
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ten Asylverfahrens nach § 51 VwVfG aufrechterhalten oder in 
eine solche Entscheidung umgedeutet werden können.

Neues zu offensichtlich unbegründeten Asylanträgen:
Mit der Neufassung von § 30 AsylG durch das Rückfüh-
rungsverbesserungsgesetz beschäftigen sich sowohl das 
Verwaltungsgericht Wiesbaden (Beschluss vom 23. April 
2024, Az. 4 L 353/24.WI.A) als auch das Verwaltungsgericht 
Hamburg (Beschluss vom 14. Mai 2024, Az. 5 AE 1954/24). 
§ 30 AsylG regelt, wann unbegründete Asylanträge als offen-
sichtlich unbegründet abgelehnt werden dürfen. § 30 Abs. 1 
Nr. 2 AsylG, so das Verwaltungsgericht Hamburg, sei dahin-
gehend zu verstehen, dass dieser drei Tatbestandsvarianten 
enthalte und demnach eine Ablehnung des Asylantrags als 
offensichtlich unbegründet nach dieser Vorschrift (nur) in Be-
tracht komme, wenn der Ausländer entweder (1.) eindeutig 
unstimmige und widersprüchliche, (2.) eindeutig falsche 
oder (3.) offensichtlich unwahrscheinliche Angaben, die im 
Widerspruch zu hinreichend gesicherten Herkunftslandinfor-
mationen stehen, gemacht habe. Dabei beziehe sich das Er-
fordernis des Widerspruchs zu hinreichend gesicherten Her-
kunftslandinformationen nur auf die dritte 
Tatbestandsvariante der offensichtlich unwahrscheinlichen 
Angaben. Ein Vortrag im Asylverfahren, der als gänzlich 
oberflächlich und pauschal zu bewerten sei und dem trotz 
entsprechender Nachfragen keinerlei Einzelheiten oder 
nachvollziehbare Erklärungen im Hinblick auf das vorge-
brachte Verfolgungsschicksal zu entnehmen seien, könne 
als offensichtlich unwahrscheinlich angesehen werden. 
Komme der Widerspruch zu hinreichend gesicherten Her-
kunftslandinformationen hinzu, vermöge dies die Offensicht-
lichkeitsentscheidung nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 AsylG rechtfer-
tigen. Dabei, so das Verwaltungsgericht Wiesbaden, gebe es 
keine erheblichen rechtlichen Bedenken gegen einen „Aus-
tausch“ der Offensichtlichkeitsgründe der Nummern 1 (Vor-
bringen lediglich belangloser Umstände) und 2 (eindeutig 
unstimmige und widersprüchliche, eindeutig falsche oder 
offensichtlich unwahrscheinliche Angaben) des § 30 Abs. 1 
AsylG. Bei der Anwendung von § 30 Abs. 2 AsylG, wonach 
die Ablehnung eines Asylantrags eines unbegleiteten Min-
derjährigen als offensichtlich unbegründet nur eingeschränkt 
möglich ist, sei für die Beurteilung der Minderjährigkeit auf 
denjenigen Zeitpunkt abzustellen, in dem der Schutzsuchen-
de diejenige Handlung vorgenommen bzw. letztmalig unter-
lassen habe oder diejenigen Angaben gemacht habe, die die 
Offensichtlichkeitsentscheidung nach § 30 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 
AsylG tragen würden. Im Rahmen von § 30 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 AsylG bedeute dies, dass es in der Regel auf den Zeitpunkt 
der Anhörung ankomme.

Anhörungsmangel nicht stets auch Gehörsverletzung:
Das Oberverwaltungsgericht Koblenz sieht sich in seinem 
Beschluss vom 18. April 2024 (Az. 13 A 10157/24.OVG) dazu 
bemüßigt, erneut „dogmatisch trennscharf“ zwischen den 
verwaltungsverfahrensrechtlichen und speziellen asylverfah-
rensrechtlichen Regelungen zur Anhörung eines Betroffenen 
einerseits sowie der Pflicht des Verwaltungsgerichts zur Ge-
währung rechtlichen Gehörs gemäß Art. 103 Abs. 1 GG an-
dererseits zu unterscheiden. Eine fehlerhafte oder gar unter-
bliebene Anhörung eines Betroffenen im behördlichen 
Asylverfahren führe nicht – gewissermaßen reflexartig – zu 

einer Gehörsverletzung auch im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren, sondern allenfalls zu einer formellen Rechtswid-
rigkeit des streitgegenständlichen Bescheides, was zu des-
sen Aufhebung gemäß § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO führen 
könne. Voraussetzung dafür sei allerdings, dass eine Anhö-
rung im behördlichen Verfahren überhaupt vorgeschrieben 
sei, dies sei etwa in einem Widerrufsverfahren gemäß § 73b 
Abs. 6 Satz 1 AsylG nicht der Fall, weil dem Ausländer die 
beabsichtigte Entscheidung über einen Widerruf oder eine 
Rücknahme schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen 
und ihm lediglich Gelegenheit zu einer mündlichen oder 
schriftlichen Äußerung zu geben sei.

Erfolglose Landesverfassungsbeschwerde gegen abge-
lehnten Eilrechtsschutz: Der Verfassungsgerichtshof des 
Landes Berlin hat mit Beschluss vom 17. April 2024 (Az. 
15/24) eine Verfassungsbeschwerde als unzulässig zurück-
gewiesen, die mit der Begründung erhoben worden war, 
dass ein Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin den Be-
schwerdeführer unter anderem in seinem Grundrecht auf ein 
faires Verfahren gemäß Art. 7 der Verfassung von Berlin in 
Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip verletzt habe, weil 
es die in seinem Asylverfahren nicht möglich gewesene ver-
trauliche Besprechung mit seiner Rechtsanwältin vor der An-
hörung und eine fehlende ordnungsgemäße Belehrung des 
Beschwerdeführers über seine Mitwirkungspflichten nicht 
berücksichtigt habe. Eine Verfassungsbeschwerde sei nur 
zulässig, so der Verfassungsgerichtshof, wenn der Be-
schwerdeführer hinreichend deutlich die konkrete Möglich-
keit darlege, dass er durch die beanstandete Maßnahme der 
öffentlichen Gewalt des Landes Berlin in einem seiner in der 
Verfassung von Berlin enthaltenen Rechte verletzt sein kön-
ne, was eine Auseinandersetzung mit der Begründung der 
angefochtenen Entscheidung voraussetze. An einer solchen 
Auseinandersetzung habe es in der Verfassungsbeschwerde 
gefehlt.

Eilrechtsschutz bei Folgeanträgen nach § 80 Abs. 5 
VwGO: Ähnlich wie das Verwaltungsgericht Düsseldorf (sie-
he HRRF-Newsletter Nr. 142) geht auch das Verwaltungsge-
richt Ansbach in seinem Beschluss vom 15. April 2024 (Az. 
AN 1 S 24.30737) davon aus, dass seit Inkrafttreten des 
Rückkehrverbesserungsgesetzes vom 21. Februar 2024 ge-
mäß § 71 Abs. 5 Satz 3 AsylG n.F. für Eilrechtsschutz gegen 
eine Ablehnung eines Asylfolgeantrags als unzulässig auch 
bei unterbliebener erneuter Abschiebungsandrohung ein An-
trag (nur) nach § 80 Abs. 5 VwGO auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung der Klage statthaft ist.

Kein Zweitantrag bei noch laufendem Asylverfahren im 
Drittstaat: Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob 
im Sinne von § 71a Abs. 1 AsylG ein Asylverfahren in einem 
sicheren Drittstaat erfolglos abgeschlossen ist und damit ein 
Zweitantrag vorliegt, ist der Zeitpunkt der Asylantragstellung 
in Deutschland, meint das Oberverwaltungsgericht Schles-
wig in seinem Beschluss vom 8. April 2024 (Az. 3 LA 68/21), 
in dem es den Antrag des beklagten Bundesamts für Migra-
tion und Flüchtlinge auf Zulassung der Berufung gegen das 
erstinstanzliche Urteil in dem Verfahren zurückgewiesen hat. 
Einer Klärung der Frage, welcher Zeitpunkt für die Annahme 
des Vorliegens eines Zweitantrags maßgeblich sei, komme 
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keine grundsätzliche Bedeutung zu, weil diese bereits an-
hand des Gesetzeswortlauts und der üblichen Regeln sach-
gerechter Auslegung sowie auf der Grundlage der einschlä-
gigen Rechtsprechung ohne Durchführung eines Berufungs-
verfahrens beantwortet werden könne.

Vereinfachtes Berufungsverfahren in Bulgarien-Fällen 
rechtmäßig: Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinen 
beiden Beschlüssen vom 5. April 2024 (Az. 1 B 7.24 und 1 B 
15.24) keine Zweifel, dass die Durchführung von vereinfach-
ten Berufungsverfahren gemäß § 130a VwGO durch das 
Oberverwaltungsgericht Münster in zwei Verfahren rechtmä-
ßig war, in denen es um Anerkannten-Fälle mit Bulgarien-Be-
zug ging. Der Verzicht auf eine mündliche Verhandlung im 
Berufungsverfahren verstoße weder gegen Art. 6 EMRK, der 
auf asylrechtliche Verfahren gar nicht direkt anwendbar sei, 
noch gegen Art. 47 GRCh, der im Sinne von Art. 6 EMRK 
auszulegen sei. Ein Verstoß gegen Art. 46 Abs. 3 der EU-
Asylverfahrensrichtlinie liege ebenso nicht vor, weil das Ge-
richt die Entscheidung treffen dürfe, den Antragsteller im 
Rahmen des Rechtsbehelfs nicht anzuhören und von einer 
mündlichen Verhandlung abzusehen, wenn es der Auffas-
sung sei, dass es seiner Verpflichtung zur umfassenden Prü-
fung des Rechtsbehelfs allein auf der Grundlage des Ak-
teninhalts einschließlich der Niederschrift oder des 
Wortprotokolls der persönlichen Anhörung des Antragstel-
lers nachkommen könne.

Rückfragepflicht bei Terminsverlegungsanträgen: Ein 
Verfahrensbeteiligter kann sich im Fall der Nichtbescheidung 
seines erstinstanzlich gestellten Terminsverlegungsantrags 
im späteren Berufungszulassungsverfahren nicht auf eine 
Verletzung des ihm nach Art. 103 Abs. 1 GG, § 108 Abs. 2 
VwGO zustehenden rechtlichen Gehörs berufen, wenn er 
sich nicht durch eine Rückfrage bei Gericht über seinen bis-
lang unbeschiedenen Verlegungsantrag informiert hat und er 
nicht ausnahmsweise darauf hat vertrauen dürfen, dass sei-
nem Antrag stillschweigend stattgegeben wird, sagt das 
Oberverwaltungsgericht Hamburg in seinem Beschluss vom 
15. März 2024 (Az. 3 Bf 282/23.AZ). Ein Beteiligter, der keine 
Rückmeldung auf seinen Verlegungsantrag erhalte, habe 
eine Rückfragepflicht und müsse davon ausgehen, dass der 
Termin nicht verlegt werde. Dies gelte umso mehr, wenn wie 
im entschiedenen Verfahren Anhaltspunkte für eine gestörte 
Kommunikation zwischen der Prozessbevollmächtigten des 
Klägers und dem Verwaltungsgericht bestünden. Im Übrigen 
stelle die von der Prozessbevollmächtigten vorgetragene 
Teilnahme an einer Präsenzveranstaltung eines Fachan-
waltslehrgangs für Migrationsrecht nicht ohne Weiteres ei-
nen eine Terminsänderung rechtfertigenden erheblichen 
Grund im Sinne des § 173 S. 1 VwGO in Verbindung mit 
§ 227 Abs. 1 S. 1 ZPO dar, wenn dem Verlegungsantrag nicht 
entnommen werden könne, dass die Prozessbevollmächtig-
te zu der Fortbildungsveranstaltung bereits angemeldet sei 
und dass die Fortbildungsveranstaltung tatsächlich am Tag 
der mündlichen Verhandlung stattfinde.

Aufenthaltsrecht
Keine Abschiebungsandrohung gegen Minderjährige bei 
Ausbildungsduldung eines Elternteils: Eine Ausbildungs-
duldung eines Elternteils gemäß § 60c AufenthG steht mit 
Blick auf das Kindeswohl und die familiären Belange im Sin-
ne von § 34 Abs. 1 Nr. 4 AsylG dem Erlass einer Abschie-
bungsandrohung gegenüber einem minderjährigen Kind die-
ses Elternteils entgegen, meint das Verwaltungsgericht 
Hannover in seinem Urteil vom 30. April 2024 (Az. 1 A 
4828/21). Es bestehe kein Raum für die Überlegung, bei im 
Entscheidungszeitpunkt voraussichtlich nur kurzfristig einer 
Abschiebung entgegenstehenden Gründen nach Art. 5 der 
EU-Rückführungsrichtlinie eine Abschiebungsandrohung 
gleichwohl zu erlassen und auf die Möglichkeit einer auslän-
derbehördlichen Aussetzung der Abschiebung verweisen, 
folglich könne auch nicht danach differenziert werden, ob ein 
den entgegenstehenden Grund vermittelndes Aufenthalts-
recht eines Familienmitglieds ein dauerhaftes rechtmäßiges 
Aufenthaltsrecht darstelle oder nur einen vorübergehenden 
Aufenthalt zulasse. Die Ausbildungsduldung sei ein ausrei-
chend gefestigtes Aufenthaltsrecht, dessen Unterschiede zu 
einem Aufenthaltstitel immer weiter verschwämmen. Auch 
wenn mit einer Ausbildungsduldung zahlreiche Ungereimt-
heiten systematischer wie auch praktischer Art einhergin-
gen, sei sie doch faktisch ein „Aufenthaltsrecht im Duldungs-
gewand“.

Drittstaatsangehörige Ehegatten ukrainischer Staatsan-
gehöriger aufenthaltsrechtlich privilegiert: Der Verwal-
tungsgerichtshof Mannheim geht in seinem Beschluss vom 
19. April 2024 (Az. 14 K 119/24) davon aus, dass für einen 
aus einem Drittstaat stammenden Ehegatten eines ukraini-
schen Staatsangehörigen, der zum maßgeblichen Stichtag 
seinen Wohnsitz in der Ukraine hatte und mit diesem tat-
sächlich im Familienverbund zusammengelebt hat, für eine 
Anspruchsberechtigung nach Art. 2 Abs. 1 c), Abs. 4 a) des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/382 des Rates vom 4. 
März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzu-
stroms von Vertriebenen aus der Ukraine anders als bei 
sonstigen Drittstaatsangehörigen nicht erforderlich sein 
dürfte, dass er sich zuvor rechtmäßig, insbesondere mit ei-
nem Aufenthaltstitel, in der Ukraine aufgehalten hat. Weder 
aus Art. 2 Abs. 1 c) noch aus Art. 2 Abs. 4 a) des Durchfüh-
rungsbeschlusses ergebe sich als Tatbestandsvorausset-
zung der vorherige rechtmäßige Aufenthalt des aus einem 
Drittstaat kommenden Ehegatten eines ukrainischen Staats-
angehörigen in der Ukraine. Nach Art. 2 Abs. 4 des Durch-
führungsbeschlusses reiche es für die Eigenschaft als Fami-
lienangehöriger vielmehr aus, wenn die Familie vor dem 24. 
Februar 2022 in der Ukraine anwesend und aufhältig gewe-
sen sei.

Eine Aufenthaltserlaubnis ist nicht immer eine Aufent-
haltserlaubnis: Auch nach dem Inkrafttreten des Fachkräf-
teeinwanderungsgesetzes vom 15. August 2019 und des 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwande-
rung vom 16. August 2023 ist der Begriff „Aufenthaltserlaub-
nis“ im Sinne des § 9 Abs. 1 BeschV einschränkend dahin 
auszulegen, dass Aufenthaltserlaubnisse, die kraft Gesetzes 
zur Ausübung einer Beschäftigung berechtigen, entgegen 
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dem offenen Wortlaut der Bestimmung nicht erfasst sind, 
sagt das Oberverwaltungsgericht Lüneburg in seinem Be-
schluss vom 18. April 2024 (Az. 13 ME 31/24). Die Änderun-
gen des Aufenthaltsgesetzes seit 2019 würden nichts an der 
Gültigkeit des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 
21. August 2018 (Az. 1 C 22.17) ändern, das eine solche ein-
schränkende Auslegung vorgenommen habe. Der mit dem 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz vollzogene Paradigmen-
wechsel bei der Erlaubnis der Ausübung einer Erwerbstätig-
keit durch Ausländer sei für die Auslegung des § 9 Abs. 1 
BeschV unergiebig, weil die die Auslegung maßgeblich be-
stimmenden Parameter, nämlich einerseits, dass das Aufent-
haltsgesetz zwischen Aufenthaltstiteln differenziere, die kraft 
Gesetzes zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigen, 
und Aufenthaltstiteln, bei denen die Ausübung einer Be-
schäftigung einer ausdrücklichen Erlaubnis der Ausländer-
behörde bedürfe, und andererseits, dass § 9 BeschV syste-
matisch und teleologisch nur an eine Verfestigung des 
Arbeitsmarktzugangs nach oder aufgrund einer behördli-
chen Zulassung anknüpfe und nur diese privilegieren wolle, 
als solche unverändert geblieben seien. An dieser Schluss-
folgerung hat jedenfalls das Oberverwaltungsgericht Saar-
louis in seinem Beschluss vom 9. Januar 2024 (Az. 2 B 
117/23) gewisse Zweifel (siehe HRRF-Newsletter Nr. 129).

BVerfG rügt erneut Verpflichtung zur Nachholung des Vi-
sumverfahrens: Das Bundesverfassungsgericht hat sich in 
seinem Beschluss vom 17. April 2024 (Az. 2 BvR 244/24) er-
neut (siehe zuletzt HRRF-Newsletter Nr. 124 und Nr. 131) kri-
tisch über die Praxis deutscher Ausländerbehörden und Ver-
waltungsgerichte bei der Zulassung von Ausnahmen vom 
Visumverfahren in Fällen geäußert, in denen der verfas-
sungsrechtliche Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 GG 
einschlägig ist. Die Ausführungen des Verwaltungsgerichts 
in dem Verfahren, der Beschwerdeführer könne sich nicht 
auf Art. 6 Abs. 1 GG berufen, da er mit seiner Lebensgefähr-
tin lediglich nach traditionellem Ritus verheiratet sei und die 
Tochter seiner Lebensgefährtin nicht seine rechtliche Tochter 
sei, missachte, dass der Familienschutz des Art. 6 Abs. 1 GG 
eine rechtliche Verwandtschaftsbeziehung nicht vorausset-
ze, sondern auch gelebte sozial-familiäre Bindungen erfas-
se. Mit dem nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG gebotenen staatli-
chen Schutz des Kindeswohls sei nicht in Einklang zu 
bringen, wenn das Verwaltungsgericht eine Prüfung des Kin-
deswohls insgesamt unterlasse, weil der Beschwerdeführer 
sich nicht frühzeitig um einen Termin bei der deutschen Bot-
schaft gekümmert habe, um dadurch die Dauer einer mögli-
chen Trennung von dem Kind möglichst kurz zu halten, und 
insofern kein „schützenswertes Interesse“ bestehe. Ebenso 
werde der Umfang des Gewährleistungsbereichs von Art. 6 
Abs. 1 GG verkannt, wenn zudem unterstellt werde, dass 
das Kind im Falle einer Trennung vom Beschwerdeführer 
wohl „große Traurigkeit und Verlustängste“ erleiden werde, 
ohne dies weiter aufzuklären. Die Verfassungsbeschwerde 
hat das Bundesverfassungsgericht gleichwohl nicht zur Ent-
scheidung angenommen, weil der Rechtsweg nicht er-
schöpft worden sei.

Systematische Inkonsistenzen in § 25a AufenthG sind 
hinzunehmen: Nach der Ansicht des Oberverwaltungsge-
richts Hamburg in seinem Beschluss vom 25. März 2024 (Az. 

6 Bs 17/24) fallen geduldete jugendliche oder junge volljähri-
ge Ausländer, die nicht seit mindestens zwölf Monaten im 
Besitz einer Duldung sind, auch dann nicht in den Anwen-
dungsbereich von § 25a AufenthG, wenn sie zuvor im Besitz 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs 5 AufenthG waren. 
Der Wortlaut von § 25a AufenthG lasse für eine erweiternde 
Auslegung auf Ausländer, die noch nicht seit zwölf Monaten 
geduldet würden, aber die weiteren Voraussetzungen des 
§ 25a AufenthG erfüllten, keinen Raum. Dies führe zwar zu 
systematischen Inkonsistenzen und im Einzelfall zu Härten 
bei der Behandlung gerade von jugendlichen Ausländern, 
die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG 
beantragt hätten, weil sie dann nach dem Wegfall des Aus-
reisehindernisses im Grundsatz ausreisepflichtig seien, wäh-
rend sie, wenn sie unter Inkaufnahme von Kettenduldungen 
im Duldungsstatus verblieben wären, nach drei Jahren eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG hätten erhalten 
könnten, dennoch sei der klare Wortlaut der Regelung zu 
beachten. Angesichts des dem Gesetzgeber gerade bei der 
Gewährung humanitärer Aufenthaltsrechte zustehenden 
weiten Gestaltungsspielraums, für den vorliegend keine kon-
ventions-, unions- oder grundrechtlich strikten Bindungen 
bestünden, könne auch aus der Ungleichbehandlung ver-
schiedener Personengruppen kein Anspruch auf entspre-
chende Behandlung hergeleitet werden.

Aufenthaltsbeendigung
Ehemaliger IS-Chef: Eilantrag gegen Ausweisung teil-
weise erfolgreich: Das Verwaltungsgericht Düsseldorf be-
richtet in einer Pressemitteilung vom 13. Mai 2024 („Ehema-
liger IS-Chef: Eilantrag gegen Ausweisung weitgehend 
erfolglos“) über seinen Beschluss vom selben Tag (Az. 27 L 
2717/23), in dem es einem Eilantrag des derzeit noch in 
Deutschland inhaftierten ehemaligen Deutschland-Chefs der 
Terrorgruppe IS gegen eine gegen ihn erlassene Abschie-
bungsandrohung stattgegeben hat. Zwar dürfte sich die auf 
§ 59 AufenthG gestützte Abschiebungsandrohung zum Ent-
scheidungszeitpunkt als rechtmäßig erweisen, so das Ver-
waltungsgericht, jedoch überwiege ungeachtet dessen das 
Aussetzungsinteresse des Antragstellers, da er trotz fehlen-
der Aufenthaltsgestattung aufgrund der Stellung seines 
Asylfolgeantrags derzeit nicht in den Irak abgeschoben wer-
den dürfe. § 71 Abs. 5 Satz 3 AsylG sehe vor, dass die Ab-
schiebung eines Ausländers nach der Stellung eines Asylfol-
geantrages im Allgemeinen erst nach Ablauf der Frist des 
§ 74 Abs. 1, 2. Hs. AsylG und im Fall eines innerhalb der Frist 
gestellten Antrags nach § 80 Abs. 5 VwGO erst nach der ge-
richtlichen Ablehnung dieses Antrags vollzogen werden dür-
fe. Selbst im Fall der Ablehnung dieses Asylantrags als unzu-
lässig gemäß § 29 Abs. 1 Ziffer 5 AsylG dürfe eine 
Abschiebung des Antragstellers mithin nicht vor Bekanntga-
be der Entscheidung des Bundesamtes über seinen Asylfol-
geantrag und bei Inanspruchnahme gerichtlichen Rechts-
schutzes vor der Entscheidung im gerichtlichen Eilverfahren 
vollzogen werden. An der Ausweisung des Antragstellers 
hatte das Verwaltungsgericht dagegen nichts auszusetzen, 
auch falls ihm im Irak konkret Todesstrafe, Folter oder eine 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung drohen wür-
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den, weil diese Aspekte im Rahmen der Abwägung nach 
§ 53 Abs. 1 AufenthG keine Berücksichtigung finden könn-
ten. Insoweit bestehe nämlich gemäß § 6 Satz 1 und § 42 
AsylG eine Bindung der Ausländerbehörde und des Gerichts 
an die bisherigen negativen Feststellungen des Bundesam-
tes, so dass der Antragsteller mit seinem diesbezüglichen 
Vorbringen auf das zwischenzeitlich angestrengte weitere 
Asylverfahren zu verweisen sei. Auch eine tägliche Melde-
pflicht sowie ein Verbot, EDV-gestützte Kommunikationsmit-
tel, Mobiltelefone aller Art, öffentliche und private Fernspre-
cher aller Art sowie Faxgeräte aller Art mit Ausnahme eines 
nicht-internetfähigen Mobiltelefons zu nutzen, seien recht-
mäßig, weil diese Beschränkungen zur Abwehr einer erhebli-
chen Gefahr für die innere Sicherheit und Leib und Leben 
Dritter notwendig seien. An der Verhältnismäßigkeit solcher 
intensiven gefahrenabwehrrechtlichen Eingriffe in Verfahren 
mit Terrorismusbezug haben andere Verwaltungsgerichte 
durchaus gelegentlich Zweifel (so etwa das Verwaltungsge-
richt Augsburg in seinem Urteil vom 28. März 2023, Az. VG 1 
K 22.2156), offenbar nicht dagegen das Verwaltungsgericht 
Düsseldorf.

Bloßen Begleiten des Ehemanns in IS-Gebiet rechtfertigt 
keine Ausweisung: Das bloße Begleiten des Ehemannes, 
der sich dem Islamischen Staat angeschlossen hat, kann 
nicht als Unterstützungshandlung im Sinne von § 54 Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG angesehen werden und somit keine Auswei-
sung rechtfertigen, meint das Verwaltungsgericht Münster in 
seinem Urteil vom 2. Mai 2024 (Az. 8 K 1945/21). Für das 
Vorliegen der Anknüpfungstatsachen, aus denen die 
Schlussfolgerung gezogen werden solle, dass ein Ausländer 
eine terroristische Vereinigung unterstütze oder unterstützt 
habe, sei die Ausländerbehörde beweispflichtig, deren Aus-
führungen sich im entschiedenen Verfahren jedoch im Be-
reich des Spekulativen bewegten. Insbesondere sei es auch 
nicht zulässig, von dem Umstand, dass der Ehemann der 
Klägerin von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch 
gemacht habe, auf eine Unterstützungshandlung der Kläge-
rin zu schließen, so wie die Ausländerbehörde dies vorge-
schlagen habe.

Gleichbehandlungsgebot auch bei Abschiebungen: Das 
Verwaltungsgericht Stuttgart will in seinem Beschluss vom 
30. April 2024 (Az. 11 K 1381/24) einige zum bauordnungs-
rechtlichen Einschreiten entwickelte Grundsätze auch auf 
dem Gebiet des Ausländerrechts anwenden, wenn es darum 
geht, wann und gegen welchen vollziehbar Ausreisepflichti-
gen Vollstreckungsmaßnahmen tatsächlich ergriffen werden. 
Eine Behörde, die in ihrem Zuständigkeitsbereich gegen 
rechtswidrige Zustände vorgehe, müsse, wenn eine Vielzahl 
von Fällen parallel zu bearbeiten seien, in besonderem Maße 
den Gleichbehandlungsgrundsatz berücksichtigen. Dieser 
erfordere, dass gleiche Sacherhalte gleich zu behandeln sei-
en und daraus folge, dass die Behörde ihr Ermessen, wo sie 
nun einschreite, nicht ohne erkennbaren Grund unterschied-
lich, systemwidrig und planlos ausüben dürfe. Wenn eine 
Behörde dabei danach differenziere, ob ein Ausländer ein 
„Straftäter“ sei, müsse sie zwischen Straftätern und Perso-
nen differenzieren, die ihre Strafe verbüßt hätten, weil aus-
länderrechtliche Maßnahmen nicht allein als Sanktion für 
vorangegangenes Tun verfügt werden dürften; hierfür seien 

allein die Strafgerichte zuständig. Um eine Person vollstre-
ckungsrechtlich als Straftäter zu qualifizieren, müsse von 
dieser Person eine (weitere) Gefahr ausgehen.

Erfolgreiche Verfassungsbeschwerde gegen Auswei-
sung eines faktischen Inländers: Das Bundesverfassungs-
gericht hält in seinem Beschluss vom 18. April 2024 (Az. 2 
BvR 29/24) eine Verfassungsbeschwerde für offensichtlich 
begründet, die gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richtshofs München vom 18. Dezember 2023 (Az. 10 ZB 
23.1200) erhoben wurde. In dem Verfahren hatten die Vorin-
stanzen eine Ausweisung des Beschwerdeführers wegen 
Gewaltstraftaten und Handeltreibens mit Betäubungsmitteln 
für rechtmäßig gehalten. Das, so das BVerfG, habe die ver-
fassungsrechtliche Pflicht der Gerichte aus Art. 2 Abs. 1 GG 
verletzt, alle für die Abwägung in Ausweisungssachen we-
sentlichen Umstände zu erkennen, zu ermitteln und diese 
mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung ein-
zustellen. Die konkrete Würdigung der vom Beschwerdefüh-
rer vorgetragenen Umstände zu seiner Verwurzelung in 
Deutschland und der Entwurzelung hinsichtlich des Kosovo 
entspreche nicht den verfassungsrechtlich gebotenen Maß-
stäben, insbesondere der Notwendigkeit, die aktuelle Ent-
wicklung seit der Aussetzung von Unterbringung und Rest-
strafe mit besonderer Sorgfalt auszuwerten und zu 
berücksichtigen. Es sei bereits zweifelhaft, ob der 
Verwaltungsgerichtshof das Bestehen einer ernsthaften Wie-
derholungsgefahr in einer den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen genügenden Argumentationstiefe begründet habe, 
auch fehle es an einer ernsthaften Berücksichtigung des 
Umstands, dass der Beschwerdeführer in München geboren 
und aufgewachsen sei, dort die mittlere Reife erlangt habe 
und sein Leben ausschließlich legal im Bundesgebiet geführt 
habe, wo auch wesentliche Teile seiner Familie und sein 
sonstiges soziales Umfeld lebten. Auch das Verwaltungsge-
richt habe den Status des Beschwerdeführers als faktischen 
Inländer im Rahmen der Abwägung der Bleibe- und Auswei-
sungsinteressen lediglich bagatellisierend erwähnt.

Bei mehreren Abschiebungsandrohungen muss die erste 
vollzogen werden: Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim 
geht in seinem Beschluss vom 15. März 2024 (Az. 12 S 
392/24) davon aus, dass bei einer Mehrheit von wirksamen 
Abschiebungsandrohungen, von denen eine auf der Grund-
lage von § 34 AsylG durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge erlassen worden ist, die zeitlich zuerst erlassene 
Abschiebungsandrohung zu vollziehen sei. Die Beschwerde 
gegen eine erstinstanzliche Entscheidung sei daher nur dann 
nach § 80 AsylG in der seit dem 27. Februar 2024 geltenden 
Fassung ausgeschlossen, wenn die Abschiebungsandro-
hung nach § 34 AsylG zeitlich vor der durch die Ausländer-
behörde verfügten Abschiebungsandrohung erlassen wor-
den sei. Nationales Verfassungsrecht gebiete es, bei einer 
Mehrheit von wirksamen Abschiebungsandrohungen, von 
denen eine auf der Grundlage von § 34 AsylG durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erlassen worden 
sei, die zeitlich zuerst erlassene Abschiebungsandrohung zu 
vollziehen, weil das Rechtsschutzregime über die Regelung 
in § 80 AsylG maßgeblich davon bestimmt werde, ob Maß-
nahmen zum Vollzug einer asylrechtlichen Abschiebungsan-
drohung nach § 34 AsylG oder einer rein aufenthaltsrechtli-
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Gruppenanhörung ist stets rechtswidrig: Eine gemeinsa-
me persönliche Anhörung von Betroffenen, gegen die jeweils 
Haft zur Sicherung der Abschiebung beantragt worden ist, 
verstößt gegen die für die richterliche Anhörung vorgeschrie-
bene Nicht-Öffentlichkeit gemäß § 170 GVG und begründet 
einen absoluten Rechtsbeschwerdegrund, der zur Rechts-
widrigkeit der auf Grund dieser Anhörung angeordneten Haft 
führt, sagt der Bundesgerichtshof in seinem Beschluss vom 
26. März 2024 (Az. XIII ZB 29/21). In dem Beschluss hat der 
Bundesgerichtshof außerdem festgehalten, dass die öffentli-
che Zustellung eines Ausweisungsbescheids unwirksam ist, 
wenn in dem Aushang ein unzutreffendes Datum des Be-
scheids angegeben wird.

Ausländerbehörde darf irren: In einem Beschluss vom 20. 
Februar 2024 (Az. XIII ZB 29/22) geht der Bundesgerichtshof 
davon aus, dass ein Verstoß gegen das Beschleunigungsge-
bot in Freiheitsentziehungssachen nicht vorliegt, wenn die 
Ausländerbehörde in der unzutreffenden Annahme, eine Ab-
schiebung zu einem früheren Zeitpunkt durchführen zu kön-

chen Abschiebungsandrohung Gegenstand der gericht-
lichen Überprüfung im Eilrechtsschutzverfahren seien. Inso-
weit erfordere das Gebot der Rechtsmittelklarheit als Teil des 
im Rechtsstaatsprinzip wurzelnden Grundsatzes der 
Rechtssicherheit eine eindeutige Zuordnung des Vollzugs 
der Abschiebung zu einer konkreten Rückkehrentscheidung.

Abschiebungshaft
Keine Anhörung per Videokonferenz: Mit Beschluss vom 
26. März 2024 (Az. XIII ZB 34/22) hat der Bundesgerichtshof 
erneut festgestellt, dass eine Haftanhörung nur im absoluten 
Ausnahmefall als Videoanhörung stattfinden darf. § 420 
Abs. 2 FamFG, der eine persönliche Anhörung für entbehr-
lich erkläre, wenn der Betroffene an einer übertragbaren 
Krankheit leide, sei in Hinblick auf den schwerwiegenden 
Grundrechtseingriff einer Freiheitsentziehung einschränkend 
auszulegen.
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